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Am 7. März kommen 4 Vorlagen 
auf städtischer, 3 (4 mit Gegen-
vorschlag) auf kantonaler und 3 
auf eidgenössischer Ebene zur 
Abstimmung. Der «Höngger» hat 
die in den Zürcher Parlamenten 
vertretenen Parteien aus dem 
Wahlkreis 6 und 10 um ihre Emp-
fehlung gebeten. Die Nummerie-
rungen auf dieser Doppelseite 
entsprechen jenen der Vorlagen.

Städtische Vorlagen
1)  Einhausung 
Schwamendingen mit Ueber-
landpark 
2)  Schulanlage und Quartier-
park Areal Thurgauerstrasse
3)  Wohnsiedlung Letzi
4)  Schulanlage und Quartier-
park Areal Guggach

Kantonale Vorlagen 
1)  Änderung der Kantonsver-
fassung; Anpassung Grenzwer-
te
2)  Änderung des Sozialhilfege-
setzes (SHG) 
3)A Volksinitiative «Bei Polizei-
meldungen sind die Nationali-
täten anzugeben»
3)B Gegenvorschlag des Kan-
tonsrates 

Eidgenössische Vorlagen
1)  Volksinitiative «Ja zum Ver-
hüllungsverbot» 
2)  Bundesgesetz über elektro-
nische Identifizierungsdienste 
(EID-Gesetz)
3)  Wirtschaftspartnerschafts-
abkommen mit Indonesien 

SVP
Johann Widmer,
Gemeinderat

PARTEIEN ZUR ABSTIMMUNG

FDP
Simone Ursprung, 
Vorstand FDP 10, 
Juristin

GLP
Florin Isenrich, 
Co-Präsident 
GLP Kreis 6&10, 
Doktorand 
Mikrofluidik ETH

Städtische Vorlagen
1)  Ja. Weil die geplante Aufwer-
tung des Parks über dem Tunnel 
für das Quartier sinnvoll ist und 
auch durch uns begrüsst wird. 
2)  Ja. Weil die Zunahme der Be-
völkerung in diesem Quartier er-
wiesen ist, muss auch neuer Schul-
raum für die Kinder geschaffen 
werden. Die SVP hat auch bei die-
sem Projekt genau hingeschaut, 
dass keine unnötigen Kosten verur-
sacht werden und der Bau zweck-
mässig erfolgt.
3)  Nein. Sozialer Wohnungsbau ist 
keine geeignete Massnahme zur 
Schaffung von Wohnraum. In den 
seltenen Situationen, wo sich je-
mand keine Wohnung leisten kann, 
gibt es bessere Lösungen. Die Ge-
fahr des Missbrauches durch Nicht-
Bedürftige ist gross. Die partiel-
le Verstaatlichung des Wohnungs-
marktes schadet allen.
4)  Ja.

Kantonale Vorlagen 
1)  Ja.
2)  Nein. Obschon die SVP an vor-
derster Front gegen Sozialmiss-
brauch kämpft, können wir diese 
verwässerte und ins Gegenteil ver-
drehte Vorlage nicht zur Annahme 
empfehlen.
3)A  Ja. Es wird endlich Zeit, dass 
die vom damaligen Alternativen 
Stadtrat initiierte Weigerung der 
Nationalitätennennung in Polizei-
meldungen abgeschafft wird und 
der Bürger wieder erfährt, wer die 
Straf- und Gewalttaten in unserem 
Land verübt. Auch die Forderung 
der Initianten, dass man angeben 
soll, ob jemand in den letzten Jah-
ren eingebürgert wurde, ist sinn-
voll. 
3)B  Ja. Der Gegenvorschlag will 
eigentlich das Gleiche, nur die Nen-
nung der Einbürgerung fehlt hier. 
Bei Annahme beider Fragen, Vari-
ante A, Volksinitiative, ankreuzen.

Eidgenössische Vorlagen
1)  Ja. Es wird Zeit, dass dem Ex-
tremismus Einhalt geboten wird. 
Vor allem auch die Verhüllung ext-
remer und gewaltbereiter Extremis-
ten soll verboten werden. Es han-
delt sich somit nicht um eine Klei-
dervorschrift, wie das die Gegner 
immer wieder behaupten.
2)  Ja.
3)  Ja. Solche Verträge ermögli-
chen es der Schweiz, wirtschaftlich 
unabhängiger zu werden von den 
grossen Blöcken USA und EU.

Städtische Vorlagen
1)  Ja. 
2)  Ja.
3)  Ja.
4)  Ja. Nachdem die Schulraum-
planung etwas verschlafen wurde, 
können wir mit dieser Vorlage der 
Schulraumknappheit etwas entge-
gentreten.

Kantonale Vorlagen 
1)  Ja.
2)  Ja. Bei Betrugsverdacht soll das 
Vorgehen in allen zürcherischen 
Gemeinden einheitlich sein. Aus-
serdem muss für die verschiedenen 
Massnahmen eine klare Rechts-
grundlage bestehen und dem Prin-
zip der Verhältnismässigkeit Rech-
nung getragen werden.
3)A  Nein. Die Vorlage schafft zwei 
Arten von Schweizern, jene mit und 
ohne Migrationshintergrund. Krimi-
nalität hängt nicht vom Geburtsort, 
sondern von anderen Faktoren ab. 
Bei Polizeimeldungen ist die Her-
kunft etwa so aufschlussreich, wie 
die Augenfarbe oder der Bildungs-
grad. Für die Transparenz gibt es 
weiterhin die Kriminalstatistik.
3)B  Nein. 

Eidgenössische Vorlagen
1)  Nein. Diese Vorlage betrifft nur 
eine verschwindend kleine Anzahl 
Personen in der Schweiz. Aus li-
beraler Sicht gehören Kleidervor-
schriften nicht in die Verfassung. 
Der indirekte Gegenvorschlag, wel-
cher bei einer Ablehnung in Kraft 
tritt, nimmt wichtige Punkte aus. 
So muss man Behörden für die 
Identifikation das Gesicht zeigen 
und er sieht Massnahmen zur Stär-
kung der Rechte der Frauen vor. 
2)  Nein.
3)  Ja. Als Exportnation sind wir 
auf gute Handelsbeziehungen an-
gewiesen. Das Freihandelsabkom-
men hilft unserer Wirtschaft zu 
wachsen und nach der Krise wie-
der Arbeitsplätze zu schaffen. Das 
Abkommen enthält ausserdem kla-
re Verbesserungen der Nachhaltig-
keit in Bezug auf Palmöl. Natürlich 
ist dies noch nicht perfekt, aber es 
ist ein Schritt in die richtige Rich-
tung. Und um die Abholzung von 
Regenwald noch besser zu verhin-
dern, sind wir Konsumenten ge-
fragt möglichst auf palmölhaltige 
Lebensmittel, Kosmetika und ande-
res zu verzichten.

Städtische Vorlagen
1)  Ja.
2)  Ja.
3)  Ja.
4)  Ja.

Kantonale Vorlagen 
1)  Ja.
2)  Nein. Um raffiniert agierende 
Sozialhilfebetrüger zu überführen, 
muss auch ein unangemeldeter Be-
such zu Hause oder die Erstellung 
eines Bewegungsprofils mittels 
GPS-Tracker möglich sein. 
3)A  Nein. Die Volksinitiative ver-
langt, dass auch bei Schweizern 
der Migrationshintergrund in Poli-
zeimeldungen genannt wird. Eine 
so geschaffene Zweiklassengesell-
schaft und ein polizeilicher Ahnen-
forschungszwang sind abzulehnen. 
3)B  Ja. Zumal Menschen aus ver-
schiedenen Ländern erwiesener-
massen unterschiedlich oft und auf 
unterschiedliche Art kriminell sind, 
gehört eine Nennung der Nationali-
tät in Polizeimeldungen zur Trans-
parenz. 

Eidgenössische Vorlagen 
1)  Nein. Gegen die Unterdrückung 
der Frau gibt es griffigere Mittel als 
ein von rechtskonservativen Män-
nern lanciertes Kleiderverbot, un-
ter anderem die Massnahmen im 
Gegenvorschlag. Wird eine Frau 
zur Verhüllung gezwungen, ist dies 
bereits heute strafbar. Die Initian-
ten wollen hier eine negative Stig-
matisierung des Islams und hetzen 
gegen Ausländer. Beides ist einem 
freiheitlichen Land nicht würdig. 
2)  Ja. Die Schweizer Verwaltung 
ist in Sachen Digitalisierung massiv 
im Rückstand, solche Projekte wer-
den nur mit Hilfe von innovativen 
Privatunternehmen gelingen, die 
sich überdies zur Einhaltung von 
strengen Vorschriften zum Schutz 
der Privatsphäre verpflichten.
3)  Ja. Denn das Abkommen bie-
tet nicht nur für die Wirtschaft ei-
ne historische Chance: Erstmals 
überhaupt hat sich Indonesien be-
reit erklärt, als Gegenleistung für 
freien Handel Umweltstandards in 
der Produktion von Palmöl einzu-
halten. Nur so lassen sich Anbau-
bedingungen überhaupt beeinflus-
sen, denn der internationale Bedarf 
für dieses im Vergleich mit anderen 
Sorten effizientere Öl ist hoch.
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Städtische Vorlagen
1)  Ja. 
2)  Ja
3)  Ja.
4)  Ja.

Kantonale Vorlagen 
1)  Nein.
2)  Nein. Keine verdeckte Observa-
tion durch private Anbietende. Sie 
ist ein unverhältnismässiger Eingriff 
in die verfassungsmässigen Grund-
rechte und verstösst gegen die Men-
schenrechtskonvention. Zugleich ist 
es ein Verstoss gegen die Rechts-
gleichheit: Sozialdetektiv*innen hät-
ten weitreichendere Kompetenzen 
als die Polizei bei der Ermittlung 
gegen Drogenhandel oder Steuer-
hinterziehung. Armutsbetroffene 
sollen unterstützt und nicht per se 
einem Generalverdacht unterstellt 
werden. Mit der Ablehnung die-
ser Vorlage wäre der Einsatz von 
Sozialdetektiv*innen nicht mehr 
möglich.
3)A Nein. Nationalitätennennung 
verhindert keine Verbrechen und 
bietet keine Transparenz. Die Vor-
lagen erschweren das Zusammen-
leben von Menschen unterschiedli-
cher Herkunft. Die ständige auslän-
dische Wohnbevölkerung ist nicht 
krimineller als jene mit Schweizer 
Pass (Kriminalstatistik Kanton ZH).
3)B Nein. 

Eidgenössische Vorlagen 
1)  Nein. Keine Stimmungsmache 
gegen Muslim*innen unter dem 
Deckmantel der Gleichstellung. Die 
Initiative reiht sich damit ein in die 
rechtspopulistische Strategie der 
Ausgrenzung. Die Initianten zemen-
tieren ein patriarchalisches Welt-
bild, indem sie vorschreiben wollen, 
wie sich Frauen kleiden sollen.
2)  Nein. Kein privatisierter digitaler 
Pass. Die Herausgabe von Identifi-
kationsmitteln ist eine hoheitliche 
staatliche Aufgabe, die nicht voll-
ständig an private Unternehmen de-
legiert werden darf. Diese Aufgabe 
muss der Bund wahrnehmen.
3)  Nein. Das Abkommen schreibt 
einen Handel fort, der die Umwelt, 
den Regenwald und die lokale Be-
völkerung, deren Rechte regelmäs-
sig verletzt werden, schädigt. Das 
Kapitel über nachhaltige Entwick-
lung bietet keine Garantie, dass 
diese auch eingehalten werden. Nur 
der Verzicht auf Palmöl schont die 
Umwelt.

Städtische Vorlagen
1)  Ja. 
2) Ja
3) Ja.
4) Ja.

K Kantonale Vorlagen 
1)  Ja.
2)  Nein. Das Gesetz soll eine 
Grundlage dafür schaffen, dass 
private Ermittler*innen ohne rich-
terlichen Beschluss und ohne kla-
re Ausbildungsanforderungen und 
Kompetenzen Sozialhilfebeziehende 
verdeckt observieren dürfen. In den 
vergangenen 20 Jahren wurden So-
zialhilfebeziehende zunehmend un-
ter Missbrauchs-Generalverdacht 
gestellt. Die private Bespitzelung 
soll nun legitimiert werden. Das ist 
ein massiver Eingriff in die verfas-
sungsmässigen Grundrechte.
3)A  Nein. Polizei-Mediensprecher 
haben vor vielen Jahren begonnen, 
die Nationalitäten von mutmassli-
chen Tätern in den Polizeimeldun-
gen zu nennen. Die Nationalitäten-
nennung verhindert weder Verbre-
chen, noch schafft sie Transparenz. 
Sie führt lediglich zur Spaltung un-
serer Gesellschaft. Die AL Vollver-
sammlung hat darum ein doppeltes 
Nein beschlossen.
3)B  Nein.

Eidgenössische Vorlagen 
1)  Nein. Kleidervorschriften für 
Frauen sollen in der Verfassung ver-
ankert werden. Das ist blanker Un-
sinn. Die Vorlage zielt aber auch auf 
die Religionsfreiheit. Diese soll für 
Muslim*innen beschnitten werden. 
Hinter der Volksinitiative steckt das 
sogenannte Egerkinger-Komitee. Ein 
seit Jahren bekanntes frauen- und 
fremdenfeindliches Männergrüppli 
– Grund genug, um die Vorlage ab-
zulehnen. 
2)  Nein. Bei diesem Gesetz haben 
Bundesrat und Parlament schlecht 
gearbeitet. Sie haben schlichtweg 
gepfuscht. Unsere Daten gehören 
nicht in die Hände von privaten Fir-
men. Die E-ID ist eine staatliche 
Aufgabe und gehört unter demokra-
tische Kontrolle.
3)  Nein. Das Freihandelsabkom-
men mit Indonesien gibt sich nach-
haltig und grün. Dies ist es aber 
mitnichten. Die Palmölindustrie 
ist für die Abholzung des Urwal-
des verantwortlich und vertreibt 
Kleinbäuer*innen.

SP
Simone Brander, 
Gemeinderätin,
Umweltfachfrau

AL
Judith Stofer,
Kantonsrätin AL
Kreis 6 und 10

Grüne
Monika 
Bätschmann,  
Gemeinderätin

VOM 7. MÄRZ 2021

Städtische Vorlagen
1)  Ja. Mit dem neuen Projekt er-
hält Zürich-Nord einen schweizweit 
einzigartigen Hochpark für alle.
2)  Ja. Die Schulanlage mit Doppel-
turnhalle wird aufgrund der wach-
senden Zahl an Schüler*innen be-
nötigt.
3)  Ja. Die 265 neuen Wohnungen 
in Altstetten inklusive Kindergar-
ten, Gewerbenutzungen und Pho-
tovoltaik-Anlage tragen 2000-Watt-
verträglich dazu bei, das Drittels-
ziel an gemeinnützigen Wohnungen 
zu erreichen.
4)  Ja. Es wird ein neues Primar-
schulhaus gebaut mit Musikräu-
men, einer Doppelturnhalle sowie 
Räumen für die Betreuung und Ver-
pflegung und einem Rasenspielfeld, 
das auch von der Bevölkerung ge-
nutzt werden kann.

Kantonale Vorlagen
1)  Ja. Eine klare Regelung der Fi-
nanzkompetenzen in der Kantons-
verfassung ist sinnvoll.
2)  Ja. Damit werden im ganzen 
Kanton einheitliche Grundlagen 
bei der Observation von Sozialhil-
febeziehenden geschaffen und den 
Sozialdetektiv*innen klare Grenzen 
gesetzt. So wird das GPS-Tracking 
ebenso ausgeschlossen wie unan-
gemeldete Hausbesuche.
3)A  Nein. Es gibt keinen Zusam-
menhang zwischen Nationalität 
und Kriminalität. 
3)B  Nein. Die automatische Natio-
nalitätennennung schürt Vorurtei-
le. Sie schafft weder Transparenz 
noch Lösungen, sondern dient nur 
fremdenfeindlichen Kampagnen. 
Stichfrage: Gegenvorschlag.

Eidgenössische Vorlagen 
1)  Nein. Denn dann tritt der indi-
rekte Gegenvorschlag in Kraft, der 
vorsieht, dass das Gesicht in be-
stimmten Situationen im Umgang 
mit den Schweizer Behörden zu 
zeigen ist. Er umfasst auch gleich-
stellungspolitische Anliegen.
2)  Nein. Die elektronische ID soll 
vom Staat und nicht von Privaten 
abgegeben werden.
3)  Nein. Die Nachhaltigkeitskriteri-
en des Abkommens sind zahnlos, 
und es gibt keine griffigen Kontroll-
mechanismen und bei Verstös sen 
kaum Sanktionen.

Höngg aktuell

Aufgrund der aktuellen Lage sind 
diese Veranstaltungsangaben ohne 
Gewähr. Bitte informieren Sie sich 
auf den Webseiten der jeweiligen Or-
ganisationen, ob der Anlass tatsäch-
lich stattfindet. 

Freitag, 26. Februar
Offener Jugendtreff im Chaste
19.30 bis 22.30 Uhr. Ab der Ober-
stufe treffen sich in dem von den 
Jugendlichen selbst gestalteten 
Jugendtreff. Drinnen oder draus-
sen wird diskutiert, Musik gehört 
oder getöggelt. GZ Höngg Kasten, 
Im oberen Boden 2.

Mittwoch, 3. März
Malen an der Staffelei
14 bis 17 Uhr. Nur mit Begleitung. 
2 Franken pro Blatt. Standort Lila 
Villa. GZ Höngg, Limmattalstras-
se 214.

Jugendtreff Underground@Chaste
15 bis 18 Uhr. Treffpunkt für Ju-
gendliche ab der sechsten Klasse: 
Miteinander reden, Musik hören 
und mit den Jugendarbeitenden 
über alles Mögliche diskutieren. 
GZ Höngg Kasten, Im oberen Bo-
den 2.

Freitag, 5. März
Offener Jugendtreff im Chaste
19.30 bis 22.30 Uhr. Ab der Ober-
stufe treffen sich in dem von den 
Jugendlichen selbst gestalteten 
Jugendtreff. Drinnen oder draus-
sen wird diskutiert, Musik gehört 
oder getöggelt. GZ Höngg Kasten, 
Im oberen Boden 2.

E-Tram
15 bis 19 Uhr. Elektrisches wie 
Haushalts- und Bürogeräte, Kabel, 
Unterhaltungsgeräte und Elekt-
rowerkzeuge entsorgen. Einzelne 
Gegenstände dürfen maximal 40 
Kilogramm schwer und 2,5 Meter 
lang sein. Anlieferung per Auto 
nicht erlaubt. Tramschleife War-
tau, Limmattalstrasse 257.

Mittwoch, 10. März
Malen an der Staffelei
14 bis 17 Uhr. Nur mit Begleitung. 
2 Franken pro Blatt. Standort Lila 
Villa. GZ Höngg, Limmattalstras-
se 214.

Fortsetzung auf Seite 29


	20210225-HOENGG-HOENG_HB-026
	20210225-HOENGG-HOENG_HB-027

